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ie Europäische Union hat sich
das Ziel gesetzt, einen einheit-

lichen und zuverlässigen Binnen-
markt für Strom und Gas zu schaf-
fen. Dabei geht es vor allem darum,
Versorgungssicherheit zu gewähr-
leisten und marktwirtschaftliche
Preise zu garantieren. Die EU-Direk-
tiven aus den Jahren 1996 und 2003
sehen deshalb vor, dass der einheit-
liche, integrierte EU-Binnenmarkt für
Strom und Gas spätestens im Jahr
2007 voll funktionsfähig sein soll.
Außerdem fordert die Europäische
Union, den Anteil der Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien zu
erhöhen und den Handel mit Emissi-
onsrechten zu stärken. 

Auf einem einheitlichen Strommarkt
gäbe es europaweit kaum Unter-
schiede bei den Strompreisen (vor
Steuern) sowie freien Stromhandel
bei ausreichenden Erzeugungs- und
Netzkapazitäten. Der Wettbewerb
würde zwischen vielen Anbietern oh-
ne Marktmacht stattfinden, und die
Regulierungsbehörden würden die
Qualität der Netze und der Infra-
struktur sicherstellen. Dies ist bis-
lang jedoch nur ein Traum und keine
Wirklichkeit.

Die EU-Kommission hat mehrfach
festgestellt, dass zwar viele europäi-
sche Länder ihre Energiemärkte ge-
öffnet haben, der Wettbewerb den-
noch noch nicht funktioniert. Mus-
terschüler sind die skandinavischen
Staaten und Großbritannien. Diese
Länder haben schon früh ihre Ener-

giemärkte liberalisiert, die eigen-
tumsrechtliche Trennung von Netz
und Erzeugung herbeigeführt und
eine Regulierungsbehörde mit der
Überwachung beauftragt. Ein deutli-
ches Zeichen für den funktionieren-
den Wettbewerb ist, dass die Kun-
den in diesen Ländern häufig ihren
Anbieter wechseln. Zudem ist in
Großbritannien der Marktanteil des
größten Energieanbieters sehr klein.

In anderen Ländern ist die Marktöff-
nung noch nicht so weit fortgeschrit-
ten. So wurden die Märkte in Frank-
reich und einigen süd- und osteuro-
päischen Ländern bis heute nicht
vollständig liberalisiert. In Deutsch-
land wurde der Strommarkt zwar
schon im Jahr 1998 geöffnet, von
Wettbewerb kann jedoch kaum die
Rede sein. 

Diese unterschiedliche Marktöffnung
ist aus mehreren Gründen von Nach-
teil: Sie trägt zur Verzerrung des Wett-
bewerbs zwischen den Energiegesell-
schaften bei, da sie zu einer Zeit, in
der sich die Unternehmen zu gesamt-
europäischen Lieferanten umstruktu-
rieren, Quersubventionierungen zu-
lässt. Sie führt zu Marktverzerrungen
durch strategisches Verhalten — et-
wa zum Abschotten des eigenen
Marktes, wie man es in Spanien und
Frankreich beobachten kann. Und
sie ist ein Wettbewerbshemmnis,
weil die Netzbetreiber wegen fehlen-
der Markttransparenz unterschied-
lich hohe Zugangsentgelte erheben
können. Außerdem wird der Wettbe-
werb behindert, weil es keine ausrei-
chende Infrastruktur für den Strom-
verbund zwischen den Mitgliedstaa-
ten gibt und weil die Zuweisung be-

grenzter Kapazitäten bei Engpässen
nicht richtig funktioniert. All dies führt
dazu, dass die Kunden in den we-
nigsten Ländern tatsächlich von der
Marktöffnung profitieren.

Der hauptsächliche Schwachpunkt
ist die fehlende Integration der natio-
nalen Energiemärkte, vor allem der

Strommärkte. Insgesamt ist der
grenzüberschreitende Handel zwi-
schen 2000 und 2004 nur um zwei
Prozentpunkte gestiegen (von acht
auf zehn Prozent des Verbrauchs).
Ein Grund ist die fehlende Netzkapa-
zität, sie sollte einen Handel von
mindestens zehn Prozent des Ver-
brauchs ermöglichen.  Allerdings er-
lauben die meisten Länder über-
haupt keinen grenzüberschreiten-
den Handel. Die Folge ist, dass kein
einheitlicher Markt für Strom und
Gas in Europa existiert. Stattdessen
gibt es 27 Einzelmärkte.

Schuld daran sind Marktbarrieren,
die den Markteintritt Dritter verhin-
dern, die unzureichende Infrastruk-
tur, die ungenügende Nutzung der
vorhandenen Infrastruktur sowie die
mangelnden Stromnetzverbindungen
zwischen den europäischen Ländern.

In Deutschland kommt hinzu, dass
ein verstärkter Ausbau des inländi-
schen Stromnetzes notwendig ist,
da in Norddeutschland große Men-
gen Windenergie in das Netz einge-
speist werden müssen.

Problematisch ist auch, dass die
Konzentration auf dem europäischen
Strommarkt steigt. Unternehmens-
fusionen führen zu einer wachsenden
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Oligopolisierung bzw. Monopolisie-
rung. Auf dem Gasmarkt kommt hin-
zu, dass es zu wenig Liquidität im
Gashandel und zu wenig Infrastruk-
tur gibt. Ferner bestimmen langfristi-
ge Verträge — sowohl zwischen An-
bieter- und Abnehmerunternehmen
als auch zwischen Verteilerunter-
nehmen — den Markt, was neue An-
bieter vom Markteintritt ausschließt.

In Deutschland ist die Marktkonzen-
tration seit 1998 durch zahlreiche
Zusammenschlüsse von Energieun-

ternehmen deutlich gestiegen. Der-
zeit beherrschen vier große Anbieter
80 Prozent des gesamten Strom-
markts. Deutschland hat es außer-
dem versäumt, rechtzeitig eine
Regulierungsbehörde einzurichten,
und hat — im Gegensatz zu einigen
anderen europäischen Ländern wie
Großbritannien, den Niederlanden,
Italien oder den skandinavischen
Staaten — keine eigentumsrecht-
liche Entflechtung von Netz und Er-
zeugung erwirkt. Der Großteil des
deutschen Stromhandels findet au-
ßerdem auf bilateraler Ebene statt,
nur ein kleiner Teil (15 Prozent) wird
über die Energiebörse EEX abge-
wickelt. 

Die Europäische Kommission fordert
deswegen seit einiger Zeit mehr
Wettbewerb auf dem deutschen
Strommarkt. Der Bundesnetzagen-
tur, die 2006 die Aufsicht über den
Strom- und Gasmarkt übernommen
hat, kommt dabei eine wichtige Rolle
zu: Sie muss die Durchleitungsent-
gelte kontrollieren und eine wettbe-
werbliche Preisgestaltung gewähr-
leisten.

Die jüngsten Entwicklungen deuten
allerdings darauf hin, dass in Europa
weitere Fusionen stattfinden wer-
den. So versucht E.ON seit Mona-
ten, den spanischen Versorger En-
desa zu übernehmen, und Gaz de
France strebt einen Zusammen-
schluss mit dem französischen Ver-
sorger Suez an, um die feindliche
Übernahme durch den italienischen
Konzern Enel zu verhindern. Diese
Beispiele machen deutlich, dass es
in Zukunft noch weniger große Ener-
gieanbieter auf dem Strommarkt ge-
ben wird. 

Auch der Gasmarkt leidet unter un-
vollständigem Wettbewerb, weil es
zu wenige Anbieter- und Verteilerun-
ternehmen gibt und die Transportka-
pazitäten nicht ausreichen. Die Eu-

ropäische Kommission forderte in
ihrem jüngsten Gutachten, den
Wettbewerb auf dem Gasmarkt
deutlich zu erhöhen, um eine markt-
beherrschende Stellung weniger
großer Gasanbieter zu verhindern.
Außerdem kritisiert die Kommission,
dass zu wenige neue Anbieter den
Markt betreten können. Schuld dar-
an sind deren mangelnde Liquidität
und die langfristigen Lieferverträge
zwischen Anbieter- und Verteiler-
unternehmen. 

Die Lieferungen zwischen Anbieter-
und Verteilerunternehmen werden
durch langfristige Verträge mit einer
Laufzeit bis zu 20 Jahren geregelt.
Das Bundeskartellamt will diese Lie-
ferverträge auf zwei Jahre reduzie-
ren, um dem Markt weitere Wettbe-
werber zuzuführen. Zudem wird ge-
prüft, ob die Gaspreiserhöhungen im
Jahr 2005, die die Gasversorger mit
gestiegenen Ölpreisen und Beschaf-
fungskosten begründeten, gerecht-
fertigt waren. 

Alle bisherigen Maßnahmen reichen
jedoch nicht aus, damit es zu einem
ausreichenden Wettbewerb auf dem
Energiemarkt kommt. Nationale Ent-
scheidungen können Fehlentwick-
lungen auf europäischer Ebene nicht
verhindern. Daher muss dringend ei-
ne europäische Regulierungsbehör-
de geschaffen werden, die einen
ausreichenden Wettbewerb sicher-
stellt und die Preise kontrolliert.
Dabei hat sie vor allem folgende Fra-
gen zu prüfen: Ist es angemessen,
dass die Konzerne den Verbrau-
chern die Großhandelspreise statt
der tatsächlichen Erzeugungskosten
(die weit unter den Großhandelsprei-
sen liegen können) in Rechnung stel-
len? Dürfen die Emissionsrechte als

Opportunitätskosten vollständig ein-
gepreist werden, was die Verbrau-
cherpreise in die Höhe treibt und zu
großen Gewinnen führt? Ist es ange-
messen, dass nur ein kleiner Teil der
Gewinne in die Netzinfrastruktur
reinvestiert wird und damit die Ge-
fahr von Blackouts steigt? 

Eine europäische Regulierungsbe-
hörde muss all dies prüfen, wenn ex-
orbitante Preissteigerungen auftre-
ten, sehr hohe Gewinne ausgewie-
sen werden und Zweifel an der Qua-
lität der Netze auftauchen. Da En-
ergie das „Blut“ jeder Volkswirt-
schaft“ ist, sind hohe Energiepreise
eine große wirtschaftliche Belas-
tung. Selbst in den sehr marktwirt-

schaftlich orientierten USA haben
inzwischen Gesetzesinitiativen dazu
geführt, dass eine Regulierungsbe-
hörde bei explodierenden Großhan-
delspreisen eingreift und ihre Ange-
messenheit überprüft. 

Eine europäische Regulierungsbe-
hörde muss sowohl die Preise als
auch die Qualität der Netze im Blick
behalten. Denn eins ist sicher: Wett-
bewerb bringt Kosteneffizienz mit

sich. Kosteneffizienz birgt aber auch
die Gefahr, dass zu wenig in Netze
reinvestiert wird und dass Über-
kapazitäten abgebaut werden. Bei-
des kann zu großflächigen Blackouts
führen, wenn nicht eine Aufsichtsbe-
hörde darüber wacht und die Quali-
tät der Netze sicherstellt. 

Die EU-Kommission hat zwar mit ih-
ren Direktiven aus den Jahren 1996
und 2003 die einzelnen Länder an-
gewiesen, die Energiemärkte zu öff-
nen. Allerdings wurden weder ein-
heitliche europäische Umsetzungs-
standards festgelegt, noch wurde
eine europäische Regulierungsbe-
hörde eingerichtet, die die Entwick-
lungen überprüft und bei Bedarf
lenkt. 

Die zu schaffende europäische Re-
gulierungsbehörde muss

• eine möglichst einheitliche Ent-
flechtung von Netz und Erzeu-
gung (Ownership Unbundling) in
den einzelnen Ländern durchset-
zen,

• Wettbewerb durch einheitliche
Großhandelspreise anstelle von
regionalen Preisen sicherstellen,

• die kartellrechtlichen Eingriffs-
möglichkeiten bei Machtmiss-
brauch wahrnehmen, zum Bei-
spiel bei diskriminierendem Ver-
halten durch Eintrittsbarrieren
oder willkürliche Preisgestaltung
und 

• die Qualität der Netze und die not-
wendige europäische Infrastruk-
tur sicherstellen.
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